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Professionelle Autonomie und Offenheit sozialer Strukturen 

Im Mittelpunkt der Sektionssitzung stehen „die dynamische und dialektische Wechselbeziehung ge-

sellschaftlicher Offenheit und Geschlossenheit sowie die Rolle, die Professionen in dieser Dynamik 

spielen“ (Atzeni, Scheid 2016: 1). Damit wird ein professionssoziologisch zentraler Begriff thematisch: 

Autonomie, die als Schnittpunkt von Offenheit und Schließung professionalisierter Berufe bezeichnet 

werden kann. Einerseits betont der Begriff der Autonomie das hohe Maß an Handlungseigenständig-

keit der im Zentrum der Betrachtung befindlichen Akteure. Andererseits impliziert er aber eine grund-

sätzliche Rückbindung dieser Handelnden an einen breiteren sozialen Kontext, in dem ihre Handlun-

gen stattfinden, eine bestimmte Funktion und einen damit verbundenen Sinn haben (Torka 2014: 90). 

Von den Veranstalterinnen wurde die These formuliert, der zufolge „die geschlossenen professio-

nellen Zirkel auch Nährboden und Schutzraum für universalistische Ideen und universalistisches Wir-

ken“ seien, „die an vielen der Entwicklungen hin zu offeneren, im Sinne pluraleren Gesellschaften ei-

nen Anteil hatten“ (Atzeni, Scheid 2016: 1). Damit wird der Begriff der „offenen Gesellschaften“ – das 

bedeutungslogische Gegenteil der „geschlossenen Gesellschaften“, die das Leitthema des gesamten 

diesjährigen DGS-Kongresses sind – konkretisiert: Offen seien demnach jene Gesellschaften, die Plura-

lität zulassen und damit verschiedenen sozialen Gruppen (darunter auch Berufsgruppen) ein hohes 

Maß an Organisationsautonomie gewähren (Siegrist 2012: 75). 

In der Professionssoziologie werden Berufe als besonders autonom betrachtet, wenn ihre einzel-

nen Vertreterinnen und Vertreter in den Praxen ein hohes Maß an Handlungseigenständigkeit gegen-

über anderen sozialen Akteuren (vor allem gegenüber Klienten) aufweisen (Oevermann 1996). Ferner 

gelten Berufsgruppen als autonom, wenn sie die Zulassungs- und Praxiskontrolle in ihrem eigenen 

Kreis ausüben (Freidson 2001: 2) und damit einen hohen Schließungsgrad an den Tag legen (Sarfatti 

Larson 1977). Hier ist die zentrale Verknüpfung zwischen der gesellschaftstheoretischen und der pro-

fessionssoziologischen Dimension der zur Diskussion stehenden Dialektik von Geschlossenheit und 
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Offenheit zu sehen. Diesen Zusammenhang werde ich im spezifischen gesellschaftsgeschichtlichen 

Kontext der staatssozialistischen und postsozialistischen Gesellschaftsveränderungen erörtern. 

Modernitätsvielfalt und Professionalisierung 

Professionen werden in der soziologischen Literatur meistens ganz explizit als ein Phänomen moder-

ner Gesellschaften aufgefasst (Sarfatti Larson 1977: 76; Hughes 1984: 374; Stichweh 1996: 50). Zwar 

lassen sich die Anfänge der „klassischen“ Professionen bis ins europäische Mittelalter zurückverfolgen, 

aber zahlreiche sozial- und kulturhistorische Studien (McClelland 1985; Siegrist 1988; Jarausch 1990; 

Siegrist 1995; Burrage 2006) machten darauf aufmerksam, dass die allgemein als „Modernisierung“ 

bezeichneten Transformationsprozesse, die seit den politischen Revolutionen des ausgehenden 18. 

Jahrhunderts und seit dem Beginn der industriellen Umbrüche stattgefunden haben, auch den Cha-

rakter der hochqualifizierten, akademisch gebildeten Berufsgruppen grundlegend gewandelt haben. 

Der funktionalistischen Gesellschaftstheorie zufolge rückten diese Transformationsprozesse die Pro-

fessionen sogar ins Zentrum der Gesellschaftsstruktur. 

“[T]he professional complex […] has already become the most important single com-

ponent in the structure of modern societies. […] The massive emergence of the pro-

fessional complex, not the special status of capitalistic or socialistic modes of organi-

zation, is the crucial structural development in twentieth-century society.” (Parsons 

1968: 545) 

Diese Theorierichtung betonte das Gemeinsame aller Modernisierungsprozesse – auch über die da-

mals hochaktuellen Systemgrenzen des Ost-West-Konflikts hinweg. Eisenstadt (2000) weist hingegen 

darauf hin, dass es eine Vielzahl von Entwicklungspfaden in und durch die Moderne gegeben hat und 

weiterhin gibt. Diese Sichtweise wird auch von den bereits genannten sozialhistorischen Studien zu 

Professionalisierungsprozessen in Nordamerika und Westeuropa gestützt. 

Zur Dialektik von Universalität und Partikularität, die mit der Dialektik von Offenheit und Geschlos-

senheit verbunden ist, gehört ganz zentral, dass Modernisierungsprozesse zunächst vor allem inner-

halb der institutionellen Rahmenwerke der Nationalstaaten stattfanden – auch wenn sie zugleich über 

die nationalstaatlichen Grenzen hinweg vielfältig miteinander verflochten waren. Dabei waren diese 

Nationalstaaten mit all ihren Gemeinsamkeiten und Besonderheiten, mit all ihren Universalitätsan-

sprüchen und exkludierenden Partikularismen selbst eine Hervorbringung der Modernisierungspro-

zesse. Sie spielten auch eine sehr wichtige Rolle für die Herauskristallisierung und für die weitere Ent-

wicklung von Professionen. 

Außer den bereits auf der nationalstaatlichen Ebene erkennbaren Besonderheiten der gesellschaft-

lichen Modernisierungsprozesse, entstand im Laufe des 20. Jahrhunderts eine staatenübergreifende 

Systemdifferenz. In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts entwickelte sich nämlich in der Sowjetunion 

ein Modernisierungstypus, der für sich in Anspruch nahm, eine überlegene Alternative zur bürgerlich-

kapitalistischen Gesellschaftsordnung hervorzubringen. Das Verhältnis dieses besonderen Moderni-

sierungstypus zur Professionalisierung steht im Mittelpunkt der weiteren Ausführungen. 
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Professionalität in der staatssozialistischen Gesellschaftsordnung 

Obwohl es an Deutungsansätzen nicht mangelte, die dem Staatsozialismus sowjetischer Prägung die 

Modernität absprachen (Teckenberg 1977; Srubar 1991; Jowitt 1992), schließe ich mich dem Historiker 

Stefan Plaggenborg (2006) an, der die Geschichte der UdSSR retrospektiv unter der Überschrift „Expe-

riment Moderne“ interpretierte. Er vertrat dabei die These, dass es sich beim Sowjetsozialismus gerade 

um eine „radikale“ Form der Modernität handelte, die viele Modernisierungsphänomene auf die Spitze 

trieb. Für die Modernität spricht die Tatsache, dass staatssozialistische Gesellschaften dynamische 

Gesellschaften mit einer stark ausgeprägten funktionalen Differenzierung waren. Das Grundprinzip 

ihrer arbeitsteiligen Organisation entsprach durchaus dem Durkheim’schen Verständnis der „organi-

schen Solidarität“. 

Allerdings hatte die staatssozialistische Moderne auch ihre systemischen Besonderheiten, die ihr 

einen eigenen Platz in der Typologie der Modernitätsvielfalt verschafften: Die staatssozialistische Mo-

dernisierung kann im ersten Annäherungsschritt als eine „Modernisierung in totalitärer Absicht“ cha-

rakterisiert werden. 

„Das Ziel dieses Prozesses war die (notfalls gewaltsame) Errichtung einer gesamtge-

sellschaftlichen Produktionsstruktur, die alle Gesellschaftsmitglieder in einen allum-

fassenden Apparat der zentralisierten Verwaltung einbinden und alle Sphären des So-

zialen regulierend durchdringen sollte. Sie sollte die Gesellschaft so reorganisieren, 

dass die Einzelnen keine andere Option hätten, als sich der zentralisierten Verwaltung 

zu fügen und ihre Befehle zu befolgen.“ (Mrowczynski 2010: 161) 

Vor dem Hintergrund des zentralen Begriffspaars „Offenheit“ versus „Geschlossenheit“ lässt sich nun 

konstatieren, dass die staatssozialistische Vergesellschaftungsform hin zur „Geschlossenheit“ tendier-

te: Der Idee nach ging es um die Bestrebung, „alle autonomen Formen gesellschaftlicher Organisation“ 

entweder abzuschaffen, sofern sie sich bereits in der vorrevolutionären Periode herausgebildet hat-

ten, oder erst gar nicht im gesellschaftlichen Transformationsprozess der Modernisierung aufkommen 

zu lassen (Mrowczynski 2010: 160). 

Der „totalitäre Anspruch“ des Staatssozialismus hatte eine wichtige Implikation für jene Berufs-

gruppen, die zumindest eine funktionale Homologie mit den Professionen aufwiesen: Die überwälti-

gende Mehrheit ihrer Vertreterinnen und Vertreter war als „staatsabhängige Beschäftigte“ (Zaslavsky 

1995) in die gesamtgesellschaftliche Verwaltungshierarchie des Parteistaates eingebunden. Vor die-

sem Hintergrund entstand die theoretische Kontroverse über ihren Professionscharakter. Sonst so 

unterschiedlich denkende Autoren wie Parsons (1968: 545) und Hughes (1984: 374) waren sich in den 

1960er Jahren darin einig, dass Professionalität ein Phänomen sei, das systemübergreifend beobach-

tet werden kann (vgl. auch: Perkin 1996: 123ff.). Diesen Interpretationsansätzen stehen aber jene Deu-

tungen gegenüber, die den professionellen Charakter der hochqualifizierten Berufsgruppen in staats-

sozialistischen Ländern mit dem Verweis auf die Abwesenheit von professionellen Organisationsauto-

nomie grundsätzlich in Frage stellten (Kennedy, Sadkowski 1991: 186; Evetts, Buchner-Jeziorska 1997). 

Mit anderen Worten verwiesen sie auf die systemische Geschlossenheit der staatssozialistischen Ge-

sellschaftsstruktur als den zentralen Faktor, welcher eine professionelle Gruppenautonomie verun-

möglichte. In eine ähnliche Richtung deutet auch Siegrists (2015: 139ff.) Charakterisierung der hoch-

qualifizierten Berufsgruppen im staatssozialistischen „Osten“ als „heteronome Dienstklasse“ hin. Jones 

und Krause bezogen eine vermittelnde Position: Einerseits erkannten sie die Möglichkeit an, dass es 

Systeme von Professionen gibt, die in einen allumfassenden Staatsapparat eingebunden bleiben; an-

dererseits wiesen sie auf Folgendes hin: 
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“The one missing ingredient in the East European systems is any real bargaining power 

over work conditions, pay, and the activities of the profession. This, rather than a 

state-centered system of professions, is the main difference between France and East 

Europe. […] It is the independent ability to bargain as a profession, not state employ-

ment, that constitutes the major differences among them.” (Jones, Krause 1991: 235) 

Die Konzeptualisierung der staatssozialistischen Gesellschaftsordnung als einer allumfassenden Ver-

waltungshierarchie, die alle Sphären des Sozialen regulierend durchdrang und damit für eine Ge-

schlossenheit der Sozialstruktur sorgte, ist jedoch nicht hinreichend, um die Wirklichkeit dieses Gesell-

schaftstypus und vor allem seine Dynamik zu begreifen. Sie blendet nämlich aus, dass die „totalitäre 

Absicht“ aporetisch war und nie eine „totalitäre Wirklichkeit“, eine tatsächlich vollends „geschlossene 

Gesellschaft“ hervorbrachte, in der jedem Gesellschaftsmitglied ein fester Platz zugeschrieben wurde 

und jeder Veränderungsvorgang zentral geplant ablief. Beim näheren Hinsehen – das heißt in sozial-

wissenschaftlichen Detailstudien zu Alltagspraktiken in staatssozialistischen Gesellschaften (Berliner 

1957; Shlapentokh 1989; Ledeneva 1998; Solnick 1998) – wird nämlich deutlich, dass es zahlreiche 

Prozesse gab, die sich de facto der zentralisierten Steuerung entzogen, auch wenn der Großteil davon 

durchaus innerhalb des parteistaatlich kontrollierten Gesamtapparates, in den informellen Netzwer-

ken seiner einzelnen Mitglieder untereinander stattfand. Das tatsächliche Funktionsprinzip der staats-

sozialistischen Gesellschaften lässt sich deshalb auf den Begriff der „dezentralisierenden Zentralisie-

rung“ bringen: Innerhalb der offiziell zentralisierten Verwaltungsstrukturen entstanden dezentrale 

Netzwerke, die Koordinierungsdefizite des Zentrums auszugleichen suchten und der Verfolgung von 

Partikularinteressen einzelner Akteure dienten (Mrowczynski 2010: 174ff.). 

Vertreterinnen und Vertreter von Berufsgruppen, die aufgrund funktionaler Charakteristika eine 

Ähnlichkeit zu Professionen aufwiesen, waren auch in diese doppelte Grundstruktur aus offiziellen 

Verwaltungshierarchien und informellen Netzwerkbeziehungen eingebunden. Ihre besonderen Fähig-

keiten wurden innerhalb der beiden Strukturzusammenhänge gebraucht. Aus dieser Tatsache resul-

tierten faktische Autonomiespielräume sowohl in der individuellen als auch in der kollektiven Dimen-

sion. 

Individuelle professionelle Autonomie im Staatssozialismus 

Individuelle Autonomiepotentiale ergaben sich für Vertreterinnen und Vertreter von professionsähnli-

chen Berufsgruppen in staatssozialistischen Gesellschaften im Zusammenhang mit der exklusiven 

Berufsexpertise und mit den Interaktionsbeziehungen zu ihren Klienten (Krause 1991: 28). Die letzte-

ren fragten professionelle Fachleistungen nicht nur innerhalb der offiziellen verwaltungshierarchisch 

organisierten Zuteilungsstrukturen nach, sondern suchten sich oft Zugangswege zu konkreten Prakti-

kerinnen bzw. Praktikern ihrer Wahl über informelle Beziehungsnetze. So konnten viele dieser (Pro-

to-)Professionellen „neben“ ihrer offiziellen Tätigkeit als „staatsabhängige Beschäftigte“ auch eine Art 

„Privatpraxis“ aufbauen, wobei die beiden Betätigungssphären in der Realität ineinander verschachtelt 

und für eine Außenbetrachterin häufig kaum auseinanderzuhalten waren. Für „private“ Interventionen 

erhielten diese (Proto-)Professionellen zusätzliche Honorare – nicht unbedingt in Geldform, sondern 

oft in „Naturalien“ oder in Form von „Gegenleistungen“ und „Gefälligkeiten“, die in staatssozialistischen 

„Mangelökonomien“ viel wertvoller als Geldbeträge sein konnten (Field 1991: 51ff.). 

Fest angestellte Vertreterinnen und Vertreter von hochqualifizierten Berufen konnten in vielen Fäl-

len ein Stück Eigenständigkeit gewinnen, indem sie nebenbei für private Auftraggeber tätig wurden 

oder sogar in offiziellen Beschäftigungsverhältnissen mit mehreren Organisationen gleichzeitig stan-

den. Letzteres war insbesondere bei Justitiaren verbreitet, die zum Beispiel in der Volksrepublik Polen 
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offiziell auf bis zu eineinhalb Vollzeitstellen beschäftigt werden durften. Flexible Arbeitszeitregelungen 

dieser proto-professionellen Berufsgruppe machten Anstellung in mehreren Betrieben möglich. Dabei 

kam es auch zur Überschreitung der offiziell festgelegten Begrenzung der Mehrfachbeschäftigung 

(Mrowczynski 2014: 158ff.). 

Weil die Annahme von zusätzlichen Vergütungen außerhalb der offiziellen Beschäftigungsverhält-

nisse ebenso wie die Überschreitung der offiziell festgelegten Stellenumfangbegrenzungen illegal war, 

setzten derartige Praktiken die Einbindung in ein schützendes Kollektiv innerhalb des jeweiligen Betä-

tigungssettings voraus. So konstituierten sich lokale, auf interpersonellem Vertrauen beruhende „Ge-

meinschaften“, die die individuellen Autonomiespielräume ermöglichten und sicherten (allgemein 

dazu: Mrowczynski 2010: 181). Ein Restrisiko blieb aber dennoch immer bestehen und führte zur Er-

pressbarkeit der (Proto-)Professionellen seitens der parteistaatlichen Kontroll- und Strafverfolgungs-

organe – eine Begrenzung der Autonomie. 

Kollektive professionelle Autonomie im Staatssozialismus 

Es wurde bereits auf die Publikationen verwiesen, in denen die Abwesenheit der autonomen Professi-

onsorganisationen in staatssozialistischen Ländern konstatiert wurde. Eine explizite institutionelle 

Professionalisierung scheint auf den ersten Blick mit dem offiziellen zentralistischen Gesellschaftsmo-

dell des Staatssozialismus grundsätzlich inkompatibel zu sein. Diese Feststellung bedarf jedoch einer 

zweifachen Relativierung: 

(1) Zwar verfügten die allermeisten hochqualifizierten Berufsgruppen über keine institutionalisier-

ten Strukturen der professionellen Selbstverwaltung, aber ihre Vertreterinnen und Vertreter üb-

ten in vielen Fällen die faktische Kontrolle über Ausbildungsinstitutionen (zum Beispiel medizini-

sche Hochschulen) sowie staatliche Organisationsstrukturen, in denen die Berufstätigkeit statt-

fand (zum Beispiel Krankenhäuser und Gesundheitsbehörden), aus. Deshalb kontrollierten sie 

doch im erheblichen Maße ihre funktionalen Tätigkeitsfelder selbst. Es handelte sich also um ei-

ne andere Form dessen, was Freidson (2001: 2) als „occupational control of work“ bezeichnete. 

Man könnte auch sagen: Es waren alternative Mechanismen der professionellen Schließung, die 

zugleich zur Pluralisierung und damit zur inneren Öffnung des Gesamtsystems beitrug. 

(2) Im Bereich der juristischen Vertretung von Privatpersonen – das heißt bei den Rechtsanwält/-

innen – wurde sogar ein gewisses Maß an institutionalisierter Selbstverwaltung offiziell zugelas-

sen, wobei dieses Maß von Land zu Land und innerhalb des jeweiligen Landes von Periode zu 

Periode erheblich variieren konnte. So waren sowjetische Rechtsanwält/-innen zu regionalen Kol-

legien zusammengeschlossen, deren Mitgliederzahlen von den regionalen Justizverwaltungen 

nach den groben Vorgaben der Gebietskomitees der KPdSU festgelegt wurden. Bei der Zulas-

sung von konkreten Personen zur rechtsanwaltlichen Praxis hatten diese Kollegien aber be-

trächtliche Autonomiespielräume (Jordan 2005: 36ff.). In der Volksrepublik Polen waren die Au-

tonomiespielräume der regionalen Rechtsanwaltskammer noch größer, so dass die polnische 

Rechtsanwaltschaft im hohen Maße von innen geschlossen war. Diese Schließungspraktiken, bei 

denen die administrativen Begrenzungen der Mitgliederzahl mit der hohen Entscheidungsauto-

nomie in konkreten Zulassungsfällen kombiniert wurden, führten zu einer ziemlich starken inter-

generationellen Selbstrekrutierung, die von den Justizverwaltungsbeamten regelmäßig als „Ne-

potismus“ angeprangert wurde. Innerhalb der polnischen Rechtsanwaltschaft wurde die Bevor-

zugung des Nachwuchses aus dem eigenen sozialen Milieu aber zum Teil offensiv als Gewähr der 

sozialisatorisch begründeten, persönlichen Unabhängigkeit gegenüber dem parteistaatlichen 

Regime verteidigt. Ferner wurde auf die Versuche des Justizministeriums verwiesen, die Profes-



RAFAEL  MROWCZYNS K I  

6 

sion durch administrativ erzwungene Zulassungen von regimetreuen Personen auf Regimekurs 

zu bringen oder zumindest zu diskreditieren. Nicht selten ging es dabei um ehemalige Richter/-

innen oder Staatsanwält/-innen, die in der bis 1956 andauernden stalinistischen Periode an Jus-

tizverbrechen beteiligt gewesen waren. Mit anderen Worten wurde die soziale Schließung der 

Rechtsanwaltsprofession als eine wichtige Voraussetzung für die Erfüllung ihrer zentralen gesell-

schaftlichen Funktion dargestellt: die Verteidigung der Rechte und die Vertretung der Interessen 

der Bürgerinnen und Bürger unabhängig vom Druck des parteistaatlichen Verwaltungsapparates 

(Mrowczynski 2012, 2016). 

In Polen kam es zu einer weiteren Entwicklung, die die allgemeine These von der gänzlichen Abwesen-

heit der autonomen Selbstverwaltungsinstitutionen in staatssozialistischen Ländern relativiert: Die 

Berufsgruppe der Rechtsberater, das heißt der bei staatlichen Organisationen fest angestellten Justiti-

are, gründete in den frühen 1980er Jahren ihr eigenes Kammersystem, das der Organisationsstruktur 

der Rechtsanwaltschaft nachgebildet war. Bis zum Beginn der Systemtransformation blieben die 

Selbstverwaltungsbefugnisse dieser Organe begrenzt, aber sie entwickelten sich in den 1990er Jahren 

zu einer vollgültigen professionellen Selbstverwaltung, die bis 2005 vollkommen eigenständig den 

Berufszugang regulierte und gleichzeitig in der Lage war, den professionellen Zuständigkeitsbereich 

der Profession (jurisdiction im Sinne von Abbott 1988) in Konkurrenz mit der Rechtsanwaltschaft er-

heblich zu erweitern (Mrowczynski 2014). 

Professionelle „Gemeinschaften“ in der postsozialistischen 

Öffnungsphase 

Das zentrale Veränderungsmuster in der Phase des staatssozialistischen Systemkollapses war die zu-

nehmende Verselbständigung von informellen Netzwerkstrukturen, die sich schon zu sozialistischen 

Zeiten innerhalb der Verwaltungshierarchie herausgebildet hatten. Sie führte zur Fragmentierung der 

gesamtgesellschaftlichen Verwaltungshierarchie und zur Rekonstitution der einzelnen Netzwerke als 

Marktakteure. Das System der „dezentralisierenden Zentralisierung“ erodierte, weil dezentrale Interak-

tionszusammenhänge immer stärker Partikularziele ihrer Mitglieder verfolgten und sich immer weni-

ger am zentralistischen Ganzen orientierten (Solnick 1998; Mrowczynski 2010: 181ff.). Hier begegnet 

uns also erneut die Dialektik von Öffnung und Schließung: Die Steigerung der gesamtgesellschaftli-

chen Pluralität und die Öffnungsdynamik der Marktbeziehungen gingen mit Abgrenzungen und 

Schließungen der einzelnen Kollektivakteure gegenüber dem parteistaatlichen Zentrum einher. 

Für Vertreterinnen und Vertreter der hochqualifizierten Berufsgruppen, die schon zu staatssozialis-

tischen Zeiten den (proto-)professionellen Charakter aufwiesen, eröffneten sich in dieser Periode Aus-

sichten auf individuelle sowie kollektive Autonomiezugewinne. Aber die allgemeine Dynamik der 

Marktöffnung bewirkte zugleich eine Destabilisierung der bestehenden proto-professionellen Institu-

tionsnischen. Sowohl die allgemeine Verfasstheit des jeweiligen staatssozialistischen Regimes als auch 

der Organisations- und Autonomiegrad der einzelnen proto-professionellen Berufsgruppen selbst 

beeinflussten die Professionalisierungspfade in der Phase der postsozialistischen Transformation, die 

allgemein als eine Zeit der Öffnung gesellschaftlicher Strukturen charakterisiert werden kann. 

Dort, wo die Toleranz des Regimes für autonome soziale Strukturen bereits zu sozialistischen Zei-

ten größer war (dies war insbesondere in der Volksrepublik Polen der Fall), konnten zumindest einige 

Berufsgruppen schon in der spätsozialistischen Periode (proto-)professionelle Institutionen herausbil-

den. Diese wiesen einerseits starke Schließungstendenzen auf, andererseits trugen sie aber zur ge-
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samtgesellschaftlichen Pluralisierung und damit zur Offenheit sozialer Strukturen bei. Unter den Be-

dingungen des Rückbaus zentralisierter parteistaatlicher Kontrollstrukturen, der politischen Demokra-

tisierungsreformen und der rasanten Entstehung von marktwirtschaftlichen Interaktionszusammen-

hängen weiteten (proto-)professionelle Organisationen ihre Selbstverwaltungsbefugnisse aus und 

verwandelten sich in vollgültige „professionelle Gemeinschaften“ mit einem hohen Schließungsgrad. 

Zahlreiche hochqualifizierte Berufsgruppen folgten dem Vorbild der polnischen Rechtsanwaltschaft, so 

dass in Polen ein ganzer neuer Typus von sogenannten „Berufen des öffentlichen Vertrauens“ (zawody 

zaufania publicznego) in den ersten 15 Jahren nach dem Beginn der postsozialistischen Transformation 

entstehen konnte (Antkowiak 2012). 

Allerdings schwand die öffentliche Akzeptanz für die Schließungstendenzen, für die sinnbildlich der 

zum Teil willkürliche Charakter der Zulassungsprüfungen und die „feudal“ anmutenden Ausbildungs-

programme nach dem Meister-Schüler-Prinzip standen. Die alte Rechtfertigung, der zufolge Schlie-

ßungspraktiken eine Profession vor der Unterwanderung durch regimetreue Aufsteiger aus den unte-

ren Schichten und damit vor dem Autonomieverlust bewahre, wirkte in der neuen Realität immer we-

niger überzeugend. Sie hatte ihre Plausibilität sowieso nur – wenn überhaupt – in Bezug auf die 

Rechtsanwaltschaft (im Zusammenhang mit der Strafverteidiger-Funktion) aber nicht auf andere pro-

fessionelle Gruppen. In einer Gesellschaft, in der dem „freien Spiel der Marktkräfte“ eine besonders 

hohe Gestaltungslegitimität zugeschrieben wurde, hatten stark geschlossene professionelle „Gemein-

schaften“ einen zunehmend schwierigen Stand. Seit dem Jahr 2005 fand eine partielle Deregulierung 

oder besser gesagt eine Re-Regulierung der polnischen Professionen statt. In diesem Prozess wurde 

die kollektive Autonomie der Selbstverwaltungsorgane geschwächt, die Rolle der staatlichen Vertre-

ter/-innen in den Zulassungsverfahren gestärkt und die Eintrittsbarrieren in die Märkte für professio-

nalisierte Dienstleistungen insgesamt abgesenkt, ohne diese Regulierungsschranken jedoch gänzlich 

abzuschaffen (Mrowczynski 2016). 

Im postsozialistischen Russland waren ganz andere Tendenzen zu beobachten. Die Autonomie der 

hochqualifizierten Berufsgruppen war zu Sowjetzeiten – wie bereits ausgeführt – kaum institutionali-

siert. Nur die Rechtsanwaltschaft verfügte auf der regionalen Ebene über Selbstverwaltungsbefugnis-

se, die kollektive Schließungsmöglichkeiten erzeugten (Burrage 1990). Diese „professionellen Gemein-

schaften“ erwiesen sich aber als zu schwach und als zu disparat in ihren Zielsetzungen, um auf der 

nationalen Ebene wirksam für eine Ausweitung der professionellen Selbstverwaltungsbefugnisse ein-

zutreten und damit ein für andere Berufsgruppen nachahmbares Professionalisierungsvorbild zu 

etablieren. Hinzu kam der generelle Verlust der staatlichen Regulierungsfähigkeit im Zuge der Auflö-

sung der UdSSR und der krisenhaften Neukonstitution des russischen Staates. Die Folge davon war die 

schlagartige Öffnung des Marktes für juristische Dienstleistungen. Die bisherigen Selbstregulierungs-

organisationen blieben zwar bestehen, aber neben ihnen entstanden alternative Verbandsstrukturen 

für Jurist/-innen ohne rechtsanwaltliche Berufssozialisation sowie ein weites Feld der de facto völlig 

unregulierten Praxis. Die professionelle Schließung der Rechtsanwaltschaft wurde somit zur Fiktion 

(siehe: Jordan 2005; Huskey 2005; Mrowczynski 2016). Andere hochqualifizierte Berufsgruppen kamen 

überhaupt gar nicht dazu, einheitliche Selbstregulierungsinstitutionen herauszubilden. Die rasante 

Veränderung der sozioökonomischen Rahmenbedingungen ihrer Berufstätigkeit führte im Gegenteil 

zur starken Ausdifferenzierung der Interessenlagen, die der Bildung von professionellen Gemeinschaf-

ten bis heute im Wege steht. Exemplarisch sei auf die Unterschiede zwischen Ärzt/-innen im unterfi-

nanzierten staatlichen Gesundheitswesen und Ärzt/-innen in privatwirtschaftlichen medizinischen 

Einrichtungen hingewiesen (Mansurov, Iurchenko 2004). 
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Abschließende Bemerkungen 

Das Ziel des Rückblicks auf die staatssozialistische Vergangenheit war die Rekonstruktion des sich 

wandelnden Verhältnisses von Schließung und Öffnung (proto-)professioneller Gruppen in diesem 

besonderen Modernisierungskontext. Aufgrund der Platzbegrenzungen konnte diese Rekonstruktion 

selbstverständlich nur schlaglichtartig erfolgen. Sie zeigt, dass individuelle und kollektive Autonomie 

der hochqualifizierten Berufsgruppen bis zu einem gewissen Grade auch in einer Gesellschaftsord-

nung aufkommen konnte, die ihrem offiziellen Design nach „Geschlossenheit“ im Sinne der Unterbin-

dung von Pluralität anstrebte. Das Aufkeimen von Professionalität war ein zentrales Symptom der 

inneren Widersprüchlichkeit eines Systems, das einerseits eine grundlegende Gesellschaftstransfor-

mation hin zur Modernität vorantrieb und damit den massiven Bedarf an hochqualifizierter Berufstä-

tigkeit erzeugte, andererseits aber nach einer Zentralkontrolle aller Aspekte des sozialen Lebens streb-

te und damit eine für institutionelle Professionalisierungsprozesse feindliche Sozialumgebung bildete. 

Diese Beobachtung scheint auf den ersten Blick vor allem die funktionalistische Professionalisierungs-

theorie zu unterstützen. Die unterschiedlich starke Ausprägung der (proto-)professionellen Autonomie 

in den verschiedenen staatssozialistischen Ländern und die Differenzen der postsozialistischen Ent-

wicklungspfade verweisen aber auch auf die erhebliche Bedeutung von sozio-kulturellen Deutungs-

mustern, die professionelle Schließungen mehr oder weniger legitim erscheinen lassen, und auf die 

Rolle der mehr oder weniger intakten staatlichen Institutionen, die professionelle Abgrenzungen im 

Zweifelsfalle durchsetzen. 
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